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Berlin, 15. November 2019 

 

STELLUNGNAHME  
ZUM REFERENTENENTWURF DES BUNDESMINISTERIUMS DER JUSTIZ UND FÜR VER-

BRAUCHERSCHUTZ EINER VERORDNUNG ZUR REGELUNG DER ORGANISATION, DES 

VERFAHRENS UND DER BEENDIGUNG DER BELEIHUNG ODER DER BEAUFTRAGUNG 

DER UNIVERSALSCHLICHTUNGSSTELLE DES BUNDES (UNIVERSALSCHLICHTUNGS-

STELLENVERORDNUNG – UNIVSCHLICHTV) 

 

 

Seit 1956 vertritt der Bundesverband Deutscher Inkasso-Unternehmen e.V. (BDIU) die Interessen der Inkas-

sobranche gegenüber der Öffentlichkeit und der Politik. Mit rund 550 Mitgliedern gehören ihm etwa 70 Pro-

zent der aktiven Inkassounternehmen an, die rund 90 Prozent des Marktvolumens repräsentieren und mit 

19.000 Mitarbeitern für über eine halbe Million Auftraggeber arbeiten. Jedes Jahr führen sie 6 Milliarden Euro 

dem Wirtschaftskreislauf wieder zu und sichern so die Liquidität nicht zuletzt der kleinen und mittleren 

Unternehmen. Der BDIU ist der größte Inkassoverband in Europa und der zweitgrößte weltweit.  

 

 

Ansprechpartner Ass. iur. Daniela Gaub, Leiterin Recht 

 Dennis Stratmann, Leiter Public Affairs 

 

 

Der BDIU dankt für die Möglichkeit, zu dem Referentenentwurf einer Universalschlichtungsstellenverord-

nung des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz vom 18. Oktober 2019 Stellung nehmen 

zu können. 

 

 

A || VORBEMERKUNG  
 

Wir unterstützen das BMJV in seinem Bestreben, eine Verbraucherschlichtungsstelle mit Auffangzuständigkeit 

einzurichten, um nicht nur Verbrauchern, sondern auch den Unternehmen die Möglichkeit zu geben, einen 

Streit außergerichtlich beilegen zu können.  

 

Für eine wirkliche Stärkung der außergerichtlichen Streitbeilegung ist der Entwurf jedoch nicht konsequent 

genug. In seiner aktuellen Form fehlt es an hinreichenden Anreizen für Unternehmen, sich an entsprechenden 

Streitbeilegungsverfahren zu beteiligen. Im Kontext der Anspruchsdurchsetzung gilt dies insbesondere für 

Unternehmen bzw. Geschäftsmodelle, in denen kleinere Forderungen gegenüber Schuldnern, die Verbrau-

cher/Privatperson sind, geltend gemacht werden. Es ist zu befürchten, dass derartige Unternehmen sich ge-

nerell nicht bereit erklären, an den außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren teilzunehmen.  
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zur Stellungnahme zum RefE UnivSchlichtV vom 15.11.2019 

Weiter besteht die Gefahr, dass Unternehmen, die sich zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren grund-

sätzlich bereit erklärt haben, im Fall einer streitigen Kleinforderung unter 50 Euro aus wirtschaftlichen Grün-

den eher auf diese verzichten, als sich auf ein riskantes Schlichtungsverfahren einzulassen. 

 

Schließlich würde die Gebühr nach § 6 UnivSchlichtV-E für die Durchführung des Verfahrens mindestens 50 

Euro betragen, im Falle des Anerkennens durch das Unternehmen noch 35 Euro. Selbst wenn das Unterneh-

men in dem Streitbeilegungsverfahren (teilweise) Erfolg haben würde, müsste es die in § 6 UnivSchlichtV-E 

genannte Gebühr tragen. Bei kleinen Forderungen würde das Unternehmen trotz (teilweisen) Erfolges nichts 

erhalten oder sogar noch „draufzahlen“ müssen.  

 

 

B || ÄNDERUNGSVORSCHLÄGE  
 

Um den Anreiz sowohl an der grundsätzlichen Bereitschaft als auch an der einzelnen Durchführung des 

Streitbeilegungsverfahrens zu vergrößern, schlagen wir Folgendes vor: 

 

 

1 || § 6 Absatz 1 Nummer 1 UnivSchlichtV-E 

 

Wir regen an, den Eingangssatz der Gebühren bei Streitwerten bis einschließlich 100 Euro wesentlich abzu-

senken, um die Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren für Unternehmen attraktiver zu machen. 

 

 

2 || § 6 Absatz 2 Nummer 1 UnivSchlichtV-E 

 

Auch die ermäßigte Gebühr für den Fall der Anerkennung des geltend gemachten Anspruchs sollte bei Streit-

werten bis einschließlich 100 Euro entsprechend gesenkt werden. 

 

 

3 || § 6 Absatz 5 UnivSchlichtV-E 

 

In § 6 Absatz 5 UniVSchlichtV-E ist vorgesehen, dass der Verbraucher, der missbräuchlich einen Antrag auf 

Durchführung eines Streitbeilegungsverfahrens gestellt hat, die Gebühr in Höhe von 30 Euro zu tragen hat.  

 

Unseres Erachtens muss diese Gebühr deutlich erhöht werden, um ausreichend abschreckend zu wirken und 

missbräuchliche Anträge weitestgehend zu vermeiden. In jedem Falle sollte der Betrag über dem liegen, was 

Unternehmen leisten müssen, die in ein willkürliches Verfahren hineingezogen werden. 


